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Wahlsystem und Wahlreformen in Brasilien 

Seit dem Übergang zur Demokra-
tie krankt die politische Kultur
Brasiliens ebenenübergreifend

an unklaren Mehrheitsverhältnissen,
Parteienuntreue, an inkonstanten
Machtverhältnissen in den Parlamen-
ten und Stadträten sowie der intrans-
parenten Ausschreibung von öffentli-
chen Aufträgen und damit möglicher
Korruption. Um die vielfältigen Sack-
gassen zu verstehen, in denen sich das
brasilianische Wahlsystem befindet
und um zu Lösungsvorschlägen zu
gelangen, ist ein intensiverer Blick
auf seine Strukturen und die genaue
Definition der Problemzonen erfor-
derlich. Diesen wollen wir in der Fol-
ge versuchen.

Das brasilianische Wahlsystem

Konstitutionelle Rahmenbedingungen
In der brasilianischen Verfassung

sind die Wettbewerbsregeln für die
Wahl zu Stadträten (Kommune), Ein-
zelstaatparlamenten und zum Reprä-
sentantenhaus des Bundes identisch
(Es gibt nur ein legislatives Wahlsy-
stem). Kommunen und Bundesstaaten
wird folglich – im Gegensatz zu
Deutschland, wo verschiedene Wahl-
systeme etabliert sind – durch eine lei
única vorgeschrieben, welches Wahl-
gesetz bei den örtlichen Wahlen zur
Legislative angewandt werden muss.
Dies bietet auf allen politischen Ent-
scheidungsebenen gleiche Vorausset-
zungen für die Betrachtung des Wahl-
systems.

Die Analyse von Wahlsystemen
Wahlsysteme müssen nach

bestimmten Kriterien analysiert wer-
den. Nur so können sie systematisch
verglichen, eingeordnet und ihre Pro-
blembereiche erkannt werden. Zu die-
sen Kriterien zählen die Ebene der
Wahlbewerbung (a), der Stimmge-
bung (b), der Stimmverrechnung (c)
und der Entscheidungsregeln (d).

Auch das brasilianische Wahlsystem
soll hier anhand dieser einschlägigen
Kriterien analysiert werden.

Die Wahlbewerbung
Die Bestimmung der brasiliani-

schen Parlamente und Stadträte
erfolgt nicht nach Kandidaten-, son-
dern nach Listenwahl (a), genauer
gesagt nach so genannten offenen
Listen, bei denen die Parteien zwar
eine Aufstellung ihrer Kandidaten lei-
sten, die im Falle eines Stimmenge-
winns für die entsprechende Partei
(mit Priorität) in die Legislative ein-
ziehen sollen, in denen der Wähler
sich aber für einzelne
Abgeordnete/Stadträte entscheidet.
Durch die Errechnung eines Quotien-
ten aus der Gesamtzahl der gültigen
Stimmen einer Wahleinheit (der
jeweilige Bundesstaat, bei der Wahl
zum Abgeordnetenhaus) werden die
auf die Partei entfallenen Stimmen
festgelegt und auf die Einzelstimmen
bezogen, den Kandidaten zugeteilt,
was die Parteiendisziplin beschränkt
und starke Persönlichkeitseffekte
entsstehen lässt. Kleinere Parteien,
die über die Listen keine Chance hät-
ten, Abgeordnete zu stellen, haben die
Möglichkeit, Koalitionen zu bilden,
um ihren Delegierten den Zugang zur
Legislative zu ermöglichen. Dies führt
wiederum ebenfalls zur Parteienzer-
splittung im Parlament und Stadtrat
und zu regelmäßigen Parteien-
wechseln, da sich die Abgeordneten
mehr ihrem Wähler als der Partei ver-
pflichtet sehen. 

Die Stimmgebung
Die Stimmgebung (b) sieht eine

Einzelstimmgebung vor, bei der jeder
Kandidat genau für jede Stimme
einen Zählwert zugeschrieben
bekommt. Die einzelnen Stimmen
werden also nicht verrechnet, kumu-
liert oder panaschiert. Vorteile sind
hierbei eine größere Parteiendisziplin
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Wenn in Brasilien in jüngster und mittelfristiger Vergangenheit von dringend notwendigen politischen Reformen die
Rede war, dann stand zumeist das Wahlsystem im Mittelpunkt: Und dies nicht nur auf Bundes-, sondern auch auf Kom-
munalebene sowie vor allem in Bezug auf die Legislative.

– die allerdings wie oben beschrieben
durch häufige Fraktions- und Partei-
enwechsel während einer Legislatur-
periode sowie die schwache Stellung
der Parteien unterlaufen werden – und
die geringe Notwendigkeit von breiter
politischer und demokratischer Erfah-
rung der Bürger. 

Stimmverrechnung und 
Entscheidungsregel

In Bezug auf die Stimmverrech-
nung (c) gab es zunächst lange keine
Sperrklauseln, wie etwa eine 5%-Pro-
zenthürde, die in der Bundesrepublik
zur Anwendung kommt. Eine Sperr-
klausel wurde aber erstmals bei der
Parlamentswahl 2006 angewendet.
Die einschlägige Entscheidungsregel
(d) ist der Proporz, bei dem die Par-
teien eines Wahlkreises im Verhältnis
zu ihrem Stimmengewinn Kandidaten
in das Parlament entsenden (und nicht
der Majorz, bei dem nur derjenige
Kandidat eines jeden Wahlkreises in
das Parlament einzieht, der die Mehr-
heit in seinem Wahlkreis erlangte). 

Eine Einordnung des brasilianischen
Wahlsystems

Insgesamt sind Wahlen zu legislati-
ven Organen in Brasilien damit Ver-
hältniswahlen, was Vorteile, wie die
annähernd repräsentative Abbildung
der Wählerpräferenzen, aber auch
Nachteile, wie die Erschwerung einer
Mehrheitsfindung, mit sich bringt.

Aufgrund der erwähnt schwachen
Parteienidentifikation, diffusen exter-
nen wie internen Parteikonfliktlinien
und der Anwendung offener Listen
treten allerdings Tendenzen einer Per-
sönlichkeitswahl, bei der der Wähler
sich nicht für eine Partei, sondern für
einen Kandidaten entscheidet, in den
Vordergrund. 

Unter technischen Gesichtpunkten
ist die brasilianische Anwendung des
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digitalen Wahlverfahrens, insofern
suboptimal, als dass der Wähler beim
Wahlakt keine fertige Liste präsen-
tiert bekommt, aus der er „seinen“
Kandidaten auswählen könnte, son-
dern den für die Wahl zur Legislative
erforderlichen fünfstelligen Code
bereits vorher auswendig lernen
muss. Vielleicht stehen viele Null-
stimmen auch hiermit im Kausalzu-
sammenhang. Bei Wahlen der Exeku-
tive, die insgesamt weniger umstrit-
ten sind, ist der Code zweistellig.
Hier gilt die Mehrheitswahl in zwei
Wahlgängen.

Akute systematische und verfah-
renstechnische Problemstrukturen

Die Parteienanzahl
Es lassen sich vor allem drei zen-

trale und konstant evidente Schwä-
chen des brasilianischen Wahlsy-
stems ausmachen. Zunächst führt
eine sehr große Anzahl kleiner (und
großer) Parteien, die Einzug in die
Legislativen erhalten, zu unklaren
Mehrheitsverhältnissen und Schwie-
rigkeiten der Regierungen sich in
ihrer Politik auf eine feste Koalition
zu stützen (1). (Nach Ende der Mili-
tärdiktatur haben immer mehr Partei-

en Einzug in das Bundesparlament
gehalten. Mittlerweile stellen 21 poli-
tische Lager Abgeordnete im Kon-
gress  (siehe Tabelle 1 und 2). Diese
Tatsache wird sicher auch dadurch
begünstigt, dass die Bundesregierung
in einem präsidentiellen System nicht
Teil des Parlaments und im Sinne der
Montesquieu’schen Gewaltenteilung
und -kontrolle nicht der Gunst der
Legislative ausgeliefert ist – wie
umgekehrt aber auch das Parlament
von Vetorechten und proaktiven Maß-
nahmen der Exekutive beeinflusst
wird. Trotzdem liegt die Ursache der
grenzwertigen brasilianischen Situa-
tion, einer immens großen Parteien-
zersplitterung auf allen Ebenen
neben der profilschwachen Parteien-
landschaft auch im partiellen Fehlen
von Sperrklauseln (siehe oben). Die
Schwierigkeit, Mehrheiten zu finden,
zeigte sich zuletzt auch anschaulich
beim Versuch der Regierung, die
Schecksteuer CPMF über das Jahres-
ende 2007 hinaus zu verlängern.
Neben der Unentschlossenheit der
Opposition, die die Entscheidung
über die Steuer von anderen politi-
schen Fragen abhängig machte,
waren auch viele Abgeordnete der
Regierungspartei PT lange Zeit
unentschlossen und stimmten letzt-
lich sogar dagegen, was den Regie-
rungsvorstoß scheitern ließ.

Die geringe Parteiendisziplin
Eine zweite Schieflage stellt die

geringe Parteiendisziplin und  -treue
der Abgeordneten dar (2), die wäh-
rend einer Legislaturperiode nicht
nur häufig gegen die Parteirichtlinie
abstimmen, sondern die Partei gar
gänzlich wechseln, um sich mit ihrem
Mandat einer anderen politischen
Gruppe anzuschließen. Sie wird
durch den Persönlichkeitseffekt noch
verstärkt. Dies führt zu geringer Kon-
tinuität in der von Regierung, Koali-
tion und Opposition betriebenen poli-
cy, also der inhaltlichen Politikaus-
richtung, so dass Regierungskurse
und Gesetzesvorhaben im Parlament
nur mit großer Ungewissheit ange-
gangen werden können und sich im
Verlaufe ihrer Ratifizierung bezie-
hungsweise Umsetzung auch einer
neuen Mehrheitssituation gegenüber
sehen können. Paradoxerweise stärkt

die geringe Parteiendisziplin aber
auch die Position der Regierung im
Abgeordnetenhaus, da sich die
„ungebundenen“ Abgeordneten aus
Gründen der Machtallokation häufig
auf die Regierungsseite schlagen.

Instabile Policy-Leitlinien
Eng damit zusammen hängt die

Frage nach Stimmenkauf (a), Kor-
ruption (b) und der intransparenten
Ausschreibung von öffentlichen Auf-
trägen (c), die in Summe die policy-
Leitlinien instabil erscheinen lassen
(3). So kann auch hier kein Verlass
auf Mehrheiten sein und keine Regie-
rungspolitik mit einer Koalition oder
gegen eine feste Opposition, die
zudem eine bestimmte Haltung ein-
nimmt, erfolgen. Um diese Problem-
strukturen zu entschärfen, werden
seit längerem Verbesserungs- und
Reformvorschläge in die parlamenta-
rische Diskussion eingebracht.

Lösungsvorschläge

Die Einführung von Prozenthürden
Ein erster Lösungsansatz für das

Problem der großen Anzahl kleiner
Parteien ist die Einführung von Pro-
zenthürden seit 2006 (wie unter ande-
rem auch in Deutschland, nach dem
Scheitern der Weimarer Republik
geschehen), um die Anzahl der Par-
teien im Parlament zu verringern.
Dabei handelt es sich um eine
Reform des Wahlsystems in Bezug
auf die Sperrklauseln. Diese Reform
scheiterte lange an der großen Anzahl
an Abgeordneten kleiner Parteien im
Parlament, die diesem Vorgehen kri-
tisch gegenüber standen und gleich-
zeitig mit der Regierung Koalitionen
eingingen, sowie der Tatsache, dass
für die Abänderung des Wahlrechts
eine Zweidrittelmehrheit erforderlich
ist. Darüber hinaus könnte auch die
Gründung neuer Parteien erschwert
werden. Allerdings zeigte sich, dass
die Parteienanzahl im Parlament trotz
5%-Hürde weiterhin recht hoch ist,
was auch an einzelnen starken Per-
sönlichkeiten kleiner Parteien lag,
denen der direkte Einzug ins Parla-
ment gelang. 

Steigerung der Parteiendisziplin
Durch den Ausschluss kleiner Par-

teien, die beispielsweise durch eine
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Sperrklausel an der Aufnahme in die
Legislative künftig scheitern werden,
wird auch die Problematik der gerin-
gen Parteientreue und der ständigen
Parteienwechsel tendenziell verrin-
gert, denn die Anzahl politisch ähn-
lich gestellter Parteien wird durch
konstitutionelle Hürden kleiner, so
dass für Parteispringer weniger –
politisch relevante – Alternativen zur
eigenen Partei bestehen. Leider
ermöglicht die diffuse Parteienland-
schaft aber dennoch weiter Parteien-
wechsel. Daher wäre die Einführung
von Wahlkreisen und von geschlosse-
nen Listen, die den Persönlichkeitsef-
fekt verhindern würden, eine wün-
schenswerte Veränderung.

Das direkte und naheliegendste
Mittel, die Parteiendisziplin zu erhö-
hen, ist jedoch das schlichte Verbot
von Parteienwechseln während einer
Legislaturperiode. Das in Brasilien
für juristische Wahlfragen zuständige
Tribunal Superior Eleitoral (TSE)
entschied sich Anfang des Jahres
2008 nach langen öffentlichen Debat-
ten dazu, die Parteientreue als not-
wendige Bedingung für den Abgeord-
netenstatus anzuerkennen. Demnach
muss jeder Abgeordnete, der nach

seiner Wahl von einer Partei zu einer
anderen Partei wechselt, seinen Sitz
in der Kammer an die Partei zurück-
geben, für die er gewählt wurde.
Erstes „Opfer“ dieser neuen Resolu-
tion war im März 2008 Walter Brito
(PB), der von der DEM zur PRB
gewechselt war. Die Regelung gilt
sowohl auf Bundes- wie auch auf
Bundesstaatenebene.

Ähnliche, wenn auch weichere
Effekte könnten durch Anreize und
transparentere Karrierestrukturen
sowie parteienübergreifende Gentle-
men’s-Agreements bei Überläufern
gefördert werden. Dies hätte den Vor-
teil, dass die Abgeordneten in ihrer
Verpflichtung gegenüber dem Wäh-
lerwillen weiterhin nach ihrem politi-
schen Gewissen - im besten Sinne der
eigenen Wähler – entscheiden könn-
ten. Stringente Parteientreue stellt
sich vor diesem Hintergrund unter
Umständen problematisch dar. 

Größere Transparenz bei der Vergabe
von Aufträgen

Schließlich sollte im Sinne einer
Verringerung der Korruption und
Verschwendung öffentlicher Mittel
größere Transparenz bei der Vergabe

von Aufträgen hergestellt werden.
Dies ist bislang durch Verweis auf die
Immunität der Abgeordneten und
damit einhergehende Befreiung von
Strafverfolgung durch außerparla-
mentarische Organe verhindert wor-
den. Die diskutierte Verkürzung/Ver-
längerung der Legislaturperiode wür-
de kaum zu einer Verbesserung bei-
tragen. 
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